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Anhang A

Gesetz
über die Organisation

der automatisierten Datenverarbeitung
In Nordrhein-Westfalen

(ADV - Organisationsgesetz - ADVG NW)
Vom 12. Februar 1974

§ 1
Allyemeines

(1) Zur rationellen Bearbeitung automatisierbarer Aufga¬
ben, zur Gewinnung von Planungs- und Entscheidungshilfen
sowie zur Wirkungskontrolle bedienen sich Land, Gemeinden
und Gemeindeverbände sowie die Gesamthochschulen, wis¬
senschaftlichen Hochschulen und Fachhochschulen der auto¬
matisierten Datenverarbeitung nach Maßgabe dieses Ge¬
setzes.

(2) Soweit es für den Aufbau des Landesinformationssy¬
stems zur Sicherstellung der Zusammenarbeit oder der ein¬
heitlichen Erledigung automatisierbarer Verwaltungsaufga¬
ben erforderlich ist, kann die Landesregierung nach Anhö¬
rung des Beirats (§ 12) und mit Zustimmung des zuständigen
Landtagsdusschusses durch Rechtsverordnung bestimmen,
daß dieses Gesetz oder einzelne seiner Vorschriften auch für
andere der Aufsicht des Ldndes unterstehende? Körperschaf¬
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die
aufgrund landesrechtlicher Bestimmungen errichtet worden
sind, gelten. Dies gilt nicht für den Westdeutschen Rundfunk
Köln.

§2
Inlormationsgleichgewicht

Durch den Einsatz der automatisierten Datenverarbeitung
darf das Informationsgieichgewicht, insbesondere zwischen
den Organen der gesetzgebenden und der vollziehenden Ge¬
walt, nicht beeinträchtigt werden.

§3
Informationsrecht des Landtags

und der kommunalen Vertretungsorgane
(1) Der Landtag, der Präsident und die Fraktionen des

Landtags können von der Landesregierung und den obersten
Landesbehörden, die kommunalen Vertretungsorgane und
ihre Fraktionen von dem Hauptverwaltungsbeamten im Rah¬
men ihrer Aufgaben Auskünfte aufgrund der von diesen oder
in deren Auftrag insbesondere im Landesinlormationssystem
gespeicherten Daten verlangen.

(2) Die Daten der Landesdatenbank {§ 13 Abs. 2) stehen
dem Landtag im Direktzugriff auch für den Aufbau eines
eigenen Informationssystems zur Verfügung.

(3) Das Nähere zum Verfahren wird in der Geschäftsord¬
nung des Landtags und den Geschäftsordnungen der kommu¬
nalen Verlretungsorgane geregelt.

§4
Rahmenplanung und Koordinierung

(1) Dem Innenminister oblieyen die Rahmenplanung und
die Koordinierung der automatisierten Datenverarbeitung in
Zusammenarbeit mit den beteiligten obersten Landesbehör¬
den. Er entwickelt insbesondere die Grundkonzeption für die
Integration der automatisierten Datenverarbeitung und für
den Verbund zwischen den Trägern öffentlicher Verwaltung.
Zur Sicherstellung der Integration der automdli.sit>rten Daten¬
verarbeitung Sinti die obersten Landesbehörden verpflichtet,
die Automalionsvorhdben ihrer Geschäftsbereiche mit dem
Innenminister abzustimmen.

(2) Für die Landesverwaltung und die Gesamthochschulen,
wissenschaftlichen Hochschuten und Fachhochschulen dür¬
fen Datenverarbeitungssysieme einschließlich periphere! *le-
räte sowie Datenerfassungsgeräte und Einrichtungen zur Da¬
tenfernübertragung sowie für Veiwalluiwisaulgabcn be¬
stimmtet umfangreiche Protjrrimmsysteme mn mit Zustim¬
mung des Innenmiiuste.is beschallt wetih-n, bei Meinungs¬
verschiedenheiten entscheide! die Landest egterung.

§5
Landesdatenverarbeitungszentrale

(1) Für die Durchführung aller Datenverarbeitungsaufga¬
ben der Landesverwaltung ist grundsätzlich das Landesamt
für Datenverarbeitung und Statistik zuständig, das als ge¬
meinsame Landesdatenverarbeitungszentrale allen Ge¬
schäftsbereichen zur Verfügung steht. Das Landesamt für
Datenverarbeitung und Statistik unterstützt den Innenmini¬
ster bei der Wahrnehmung der in § 4 genannten Aufgaben
und steht den anderen obersten Landesbehörden zur Bera¬
tung in Autornationsfragen zur Verfügung.

(2) Das Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik un¬
tersteht der Dienstaufsicht des Innenministers. Die obersten
Landesbehörden üben die Fachaufsicht aus, soweit Aufgaben
ihres Geschäftsbereichs erledigt werden.

46
Gemeinsame Gebietsrechenzentren

Der Innenminister kann nach Anhörung des Beirats (§ 12)
gemeinsame Gebietsrechenzentren errichten. Sie sind zu¬
ständig für alle dezentral zu erledigenden Datenverarbei¬
tungsaufgaben der Landesverwaltung.

§7
Fachrechenzentren

(1) Mit Zustimmung des Innenministers und nach Anhö¬
rung des Beirats (§ 12) können die obersten Landesbehörden
Fachrechenzentren errichten, wenn der Umfang und die Be¬
sonderheit fachbezogener Aufgaben dies erfordern. Bei Mei¬
nungsverschiedenheiten entscheidet die Landesregierung.

(2) Die Fächrechenzentren unterstehen der Dienst- und
Fachaufsicht der obersten Landesbehörde, die sie errichtet.
§ 5 Abs. 2 Satz 2 findet entsprechend Anwendung.

5 8
Hochschulrechenzentren

Alle Aufgaben der automatisierten Datenverarbeitung sind
von den Gesamthochschulen, wissenschaftlichen Hochschu¬
len und Fachhochschulen grundsätzlich in Hochschulrechen¬
zentren durchzuführen.

§9
Kommunale Datenverarbeitungszentralen

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände bedienen sich
zur automatisierten Bearbeitung ihrer Aufgaben kommunaler
Datenverarbeitungszentralen. In der Regel benutzen mehrere
Gemeinden und Gemeindeverbände eine gemeinsame kom¬
munale Datenverarbeitungszentrale. Gemeinden und Ge¬
meindeverbände eines Kreises und der Kreis bedienen sich
derselben kommunalen Datenverarheitungszentrale. Die
Vorschriften des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsar¬
beit bleiben unberührt.

(2) Der Innenminister kann nach Anhörung des Beirats
(§ 12) durch Rechtsverordnung die Anzahl und die Einzugs¬
bereiche der kommunalen Datenverarbeitungszentralen fest¬
legen. Dabei hat er sich von der Zielsetzung leiten zu lassen,
daß der wirtschaftliche Einsatz leistungsfähiger Datenverar¬
beitungsanlagen, die sich für eine Integration und für den
Aufbau des Landesinformationssystems eignen, ermöglicht
wird. Bei der Abgrenzung der Einzugsbereiche sind die an
dem zentralörtlichen Gliederungspnnzip orientierten Leitli¬
nien und Iiigebnisse der kommunalen Neugliederung zu be¬
rücksichtigen.

§ 1Ü
Kommunaler Koordinierungsausschuß

(1) Zur Koordinierung der automatisierten Datenverarbei¬
tung in der Kommunalverwaltung wird ein kommunaler
Koordinierungsausschuß gebildet.

(2) Der kommuiidle Koonhnierungsdiisschuß besteht aus
acht stimmberechtigten Mitgliedern. Sechs Mitglieder wer¬
den von den kommunalen Spitzenveibanden und je ein Mit¬
glied von den Landschaftsverhänden und von dem Innenmi¬
nister benannt.

i'A) Drei der von den kommunalen Spitzenverbänden zu
bem-nnenden Mitglieder müssen als Sachkundige der Daten-
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Verarbeitung in verschiedenen kommunalen Datenverarbei-
tungszentralen tätig sein.

(4) Für jedes Mitglied ist ein Vertreter zu benennen. Schei¬
det ein Mitglied aus dem Hauptamt, aufgrund dessen es
benannt worden ist, aus, so erlischt die Mitgliedschaft im
kommunalen Koordinierungsausschuß.

(5) Die Mitglieder und ihre Vertreter werden auf die Dauer
von fünf Jahren benannt. Eine erneute Benennung ist zu¬
lassig.

(6) Die Mitglieder und ihre Vertreter sind ehrenamtlich
tätig. Ihre Entschädigung richtet sich nach dem Gesetz über
die Entschädigung der ehrenamtlichen Mitglieder von Aus¬
schüssen vom 13. Mai 1958 {GV. NW. S. 193), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 5. Oktober 1971 (GV. NW. S. 327).

(7) Der kommunale Koordinierungsausschuß wird zu seiner
ersten Sitzung vom Innenminister einberufen. Er wählt aus
seiner Mitte den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter.

(8) Der Ausschuß gibt sich im Benehmen mit dem Innenmi¬
nister eine Geschäftsordnung.

(9) Die Geschäfte des Ausschusses fuhrt die von den kom¬
munalen Spitzenverbänden des Landes getragene Koordinie-
rungsstelle für automatisierte Datenverarbeitung.

§ 11
Aufgaben des kommunalen Koordinierungsausschusses
(1) Der kommunale Koordinierungsausschuß fördert die

Zusammenarbeit der Gemeinden und Gemeindeverbände auf
dem Gebiet der automatisierten Datenverarbeitung. Er wirkt
auf eine planvolle, wirtschaftliche Anwendung und Integra¬
tion der automatisierten Datenverarbeitung in der Kommu¬
nalverwaltung und auf den Verbund mit anderen Trägern
öffentlicher Verwaltung hin.

(2) Der kommunale Koordinierungsausschuß erarbeitet ins¬
besondere Empfehlungen für:
1 die Anzahl, die Einzugsbereiche und die Organisation der

kommunalen Datenverarbeitungszentralen ;
2. den Verbund zwischen den kommunalen und anderen

Datenverarbeitungszentralen;
3. die Planung und Organisation kommunaler Datenverar¬

beitungszentralen einschließlich ihrer technischen Aus¬
stattung,

4. die einheitliche Anwendung von Programmiersprachen;
5. die arbeitsteilige oder gemeinsame Analyse und Verfah¬

rensentwicklung für automatisierbare Aufgaben der Kom¬
munalverwaltung;

6. die Aus- und Fortbildung in der automatisierten Datenver¬
arbeitung.

§ 12
Beirat

(1) Zur Förderung der Zusammenarbeit zwischen Landtag,
Landesverwaltung und Kommunalverwaltung auf dem Ge¬
biet der automatisierten Datenverarbeitung wird ein Beirat
bei dem Innenminister gebildet.

Ihm gehören an:
1. fünf vom Landtag gewählte Mitglieder;
2. je ein Vertreter des Ministerpräsidenten, des Innenmini¬

sters, des Finanzministers und des Ministers für Wissen¬
schaft und Forschung;

3. ein Vertreter des Landesamts für Datenverarbeitung und
Statistik,

4. fünf Mitglieder des kommunalen Koordinierungsaus-
schusses

(2) Das zuständige Mitglied des Landesrechnungshols ist
berechtigt, an den Sitzungen des Beirats teilzunehmen.

(3) Die vom Landtag zu wählenden Mitglieder werden von
diesem für die Dauer einer Wahlperiode, die- Mitglieder des
kommunalen Koordinierung&diis Schusses aus dessen Milte
für die Dauer von fünf Jahren gewählt Wiederwahl ist zulas¬
sig. Die Vertreter des Ministerpräsidenten, des Innenmini¬
sters, des Ftnanzministers, des Ministers fül Wissenschaft und

Forschung und des Landesamts für Datenverarbeitung und
Statistik werden von ihren Behörden benannt und von der
Landesregierung bestellt. § 10 Abs. 4 gilt entsprechend.

(4) Der Beirat ist zu hören:
1. bei der Erarbeitung einer Grundkonzeption des Verbun¬

des zwischen der Landesverwaltung und anderen Trä¬
gern öffentlicher Verwaltung;

2. bei der Systemauswahl von Datenverarbeitungsanlagen
für die Landes- und Kommunalverwaltung;

3. bei dem Erwerb umfangreicher Programmsysteme;
4. bei der Einbeziehung von sonstigen Körperschaften, An¬

stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts in den
Geltungsbereich dieses Gesetzes (§ 1 Abs. 2);

5. bei der Errichtung, der Festlegung der Standorte und der
Aufgabenverteilung gemeinsamer Gebietsrechenzentren
(§ 6);

6. bei der Errichtung von Fachrechenzentren (§ 7);
7. bei der Festlegung der Anzahl und der Einzugsbereiche

der kommunalen Datenverarbeitungszentralen (§ 9
Abs. 2);

8. bei der Auswahl der in der Landesdatenbank zu spei¬
chernden Merkmale;

9. bei dem Erlaß einer Benutzungsordnung für die Landes¬
datenbank (§ 13 Abs. 2) ;

10. vor dem Erlaß von Rechtsverordnungen über die Einheit¬
lichkeit von Verfahren, Programmen und Datenformaten
(§ 14);

11. bei der Zulassung von Ausnahmen gemäß § 15 dieses
Gesetzes.

(5) Spricht sich der Beirat bei der Anhörung nach Absatz 4
Nummer 4, 7, 9 und 10 gegen eine Rechtsverordnung aus, so
bedarf diese der Zustimmung des zuständigen Landtagsaus-
schusses.

(6) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung; seine Ge¬
schäfte führt der Innenminister.

§ 13
Landesinformationssystem

(1) Die Landesdatenverarbeitungszentrale, die gemeinsa¬
men Gebietsrechenzentren, die Fachrechenzentren, die
Hochschulrechenzentren und die kommunalen Datenverar¬
beitungszentralen bilden die organisatorisch-technische
Grundlage für den Aufbau eines Landesinforniationssystems;
sie stehen im Verbund. Im Landesinformationssystem lau¬
schen die Träger öffentlicher Verwaltung im Sinne des § 1
insbesondere Daten in dem Maße und in der Weise aus, wie
dies sachlich geboten, unter den Gesichtspunkten des Daten¬
schutzes zulässig und unter organisatorischen, technischen
und wirtschaftlichen Kriterien möglich ist Das Land, die
Gemeinden und Gemeindeverbände sowie die sonstigen Kör¬
perschaften, Anstalten und Stillungen des öffentlichen
Rechts, für die dieses Gesetz gemäß § 1 Abs. 2 für anwendbar
erklärt worden ist, sind verpflichtet, die Voraussetzungen für
den Verbund zu schaffen.

(2) Die Landesdatenbank ist Bestandteil des Landesinfor¬
mationssystems. In ihr werden ausgewählle Daten für statisti¬
sche Informationen, Planungs- und Entscheidungshilfen so¬
wie zur Wirkungskontrolle gespeichert. Sie steht jedermann
für Auskünfte und Auswertungen nach Maßgabe der gelten¬
den Vorschriften zur Verfugung. Die Einzelheiten der Benut¬
zung regell die Landesregierung nach Anhörung des Beirats
durch Rechtsverordnung; die Vorschrift des § 3 Abs. 3 bleibt
unberührt

§ 14
Einheitlichkeit

von Verfahren, Programmen und Datenformaten
Soweil es für den Aufbau des Landesinformationssystems,

zur Sicherstellung der Zusammenarbeit oder der einheitli¬
chen Erledigung automatisierbarer Verwallungsciufgaben er¬
forderlich ist, kann die Landesregierung nach Anhörung des
Beirats (§ 12) durch Rechtsverordnung bestimmen, daß
1 bestimmte Aufgaben innerhalb einer angemessenen Frist

zu automatisieren sind,
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2. bei der automatisierten Beatbeitung vun Aufgaben be¬
stimmte Verfahren oder Programme angewandt werden,

3. Daten in bestimmter Form oder auf bestimmten Datenträ¬
gern zur Verfügung zu stellen oder in bestimmter Form zu
übermitteln sind.

In der Rechtsverordnung ist die Kostenerstattung für die
Gemeinden und Gemeindeverbände zu regeln.

§ 15
Ausnahmeregelung

Der Innenminister kann nach Anhörung des Beirats (§ 12}
Ausnahmen von den Regelungen des § 4 Abs. 2, § 5 Abs. 1, § 6
und § 9 Abs. 1 zulassen.

§ 16
Übereinstimmung von Rechtsvorschriften

Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften, die Be¬
stimmungen über den Einsatz der automatisierten Datenver¬
arbeitung in der Verwaltung des Landes, der Gemeinden und
Gemeindeverbände, der Gesamthochschulen, wissenschaftli¬
chen Hochschulen und Fachhochschulen sowie der sonstigen
der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, An¬
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts enthalten, müs¬
sen im Einklang mit den Bestimmungen dieses Gesetzes
stehen. Soweit Gesetzentwürfe eine Abweichung vorsehen,
ist dem Beirat (§ 12) Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben.

§ 1?
Änderung des Landesorganisationsgesetzes

Das Landesorganisationsgesetz (LOG NW) vorn 10. Juli
1962 (GV. NW. S. 421), zuletzt geändert durch Gesetz vom lö.
Dezember 1973 (GV. NW. S. 562), wird in 4 6 Abs. 2 wie folgt
geändert:

Die Worte ,,das Statistische Landesamt" werden gestri¬
chen; nach den Worten „das Landesamt für Besoldung und
Versorgung" werden die Worte „das Landesanit für Datenvei-
arbeitung und Statistik" eingefügt.

§ 18
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft

Dusseldorf, den 12. Februar 1974

Die Landesregierung
des Landes Nordrhein-Westfalen

Heinz Kühn

Der Innenminister
Willi Weyer
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